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Der Verwaltungsgerichtshof hat über den Antrag des Bundeskanzlers als 

Stammzahlenregisterbehörde, der gegen das Erkenntnis des 

Bundesverwaltungsgerichts vom 22. Oktober 2024, Zl. W252 2247518-1/11E, 

betreffend eine datenschutzrechtliche Angelegenheit (belangte Behörde vor 

dem Verwaltungsgericht: Datenschutzbehörde; weitere Partei: 

Bundesministerin für Justiz; mitbeteiligte Partei: C W in D, vertreten durch die 

Thurnher Wittwer Pfefferkorn & Partner Rechtsanwälte GmbH in 

6850 Dornbirn, Messestraße 11), erhobenen Revision die aufschiebende 

Wirkung zuzuerkennen, den Beschluss gefasst: 

Gemäß § 30 Abs. 2 VwGG wird dem Antragn i c h t  s t a t t g e g e b e n . 

Begründung: 

1 In der gegenständlichen datenschutzrechtlichen Angelegenheit verband die 

revisionswerbende Partei ihre Revision mit einem Antrag auf Zuerkennung der 

aufschiebenden Wirkung. 

2 Gemäß § 30 Abs. 1 erster Satz VwGG hat die Revision keine aufschiebende 

Wirkung. Gemäß § 30 Abs. 2 erster Satz VwGG hat der 

Verwaltungsgerichtshof auf Antrag des Revisionswerbers die aufschiebende 

Wirkung mit Beschluss zuzuerkennen, wenn dem nicht zwingende öffentliche 

Interessen entgegenstehen und nach Abwägung der berührten öffentlichen 

Interessen und Interessen anderer Parteien mit dem Vollzug des angefochtenen 

Erkenntnisses oder mit der Ausübung der durch das angefochtene Erkenntnis 

eingeräumten Berechtigung für den Revisionswerber ein unverhältnismäßiger 

Nachteil verbunden wäre. 

3 Um die vom Gesetzgeber geforderte Interessenabwägung vornehmen zu 

können, ist es erforderlich, dass die revisionswerbende Partei schon in ihrem 

Antrag auf Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung konkret darlegt, aus 

welchen tatsächlichen Umständen sich der von ihr behauptete 

unverhältnismäßige Nachteil ergibt (vgl. zuletzt etwa VwGH 13.12.2024, 

Ra 2024/03/0127, mwN). 
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4 Der vorliegende Antrag auf Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung enthält 

dazu keine Begründung. 

Schon aus diesem Grund war dem Antrag nicht stattzugeben. 

W i e n ,  am 10. März 2025 

 


